




Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 442 VEP (2. Planfassung) 
- Stadionviertel, Kamillianergelände - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 07.12.2013 Es gilt die BauNVO 1990 

I Städtebaurechtliche Festsetzungen  

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Das allgemeine Wohngebiet WA wird zeichnerisch in die Teilflächen WA1 und WA2 gegliedert. 

1.2 In dem allgemeinen Wohngebiet WA sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO folgende ansonsten all-
gemein zulässige Nutzungen ausgeschlossen: 

− die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
nicht störenden Handwerksbetriebe (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO), 

− Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO). 

1.3 In dem Allgemeinen Wohngebiet WA sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die folgenden Aus-
nahmen im Sinne des § 4 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteile des Bebauungsplans: 

− Anlagen für Verwaltungen, 
− Gartenbaubetriebe, 
− Tankstellen. 

1.4 Im Bereich der Teilfläche WA1 des allgemeinen Wohngebiets sind über die in der textlichen 
Festsetzung 1.2 genannten Nutzungen hinaus ausgeschlossen: 

− Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke (§ 4 Abs. 2 BauNVO), 
− Gebäude für freie Berufe (§ 13 BauNVO). 

1.5 Im Bereich der Teilfläche WA1 des allgemeinen Wohngebiets ist gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 
über die in der Festsetzung 1.3 genannten Ausnahmen hinaus auch die folgende Ausnahme im 
Sinne des § 4 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans: 

− Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 

1.6 Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB i.V. m. § 12 Abs. 3a BauGB sind innerhalb des in der Plan-
zeichnung des Bebauungsplans mit der Signatur "Grenze des Vorhaben- und Erschließungs-
plans" gekennzeichneten Fläche nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich die 
Vorhabenträgerin in dem Durchführungsvertrag zwischen der Vorhabenträgerin und der Stadt 
Neuss verpflichtet hat. 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

2.1 In dem allgemeinen Wohngebiet sind die zeichnerisch festgesetzten Gebäudehöhen als 
Höchstmaß (GH) auf den obersten Firstabschluss oder die oberste Attika von Gebäuden bezo-
gen. Zeichnerisch festgesetzte Wandhöhen als Höchstmaß (WH) sind auf den obersten Ab-
schluss der aufstehenden Wand unter Einschluss der Attika innerhalb einer jeweils gesondert 
durch Baugrenzen bestimmten Teilfläche der zeichnerisch festgesetzten überbaubaren Grund-
stücksflächen bezogen. 

2.2 Innerhalb der Teilfläche WA1 des allgemeinen Wohngebiets sind Überschreitungen der festge-
setzten maximalen Gebäudehöhe durch untergeordnete technische Aufbauten (Konstruktions-
elemente, haustechnische Anlagen etc.) bis zu 1,0 m auf maximal 20% der Grundfläche zulässig. 

Innerhalb der Teilfläche WA2 des allgemeinen Wohngebiets sind Überschreitungen der festge-
setzten maximalen Gebäudehöhen durch Dachaufbauten, die der Nutzung der Sonnenenergie 
dienen, zulässig. 

2.3 Im Bereich der Teilfläche WA2 des allgemeinen Wohngebiets ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 
je Wohnhaus eine Wohnung zulässig. 

  



3 Vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandsflächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB)  

Im Bereich der Teilfläche WA2 des allgemeinen Wohngebiets ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB 
gegenüber seitlichen Grundstücksgrenzen eine Abstandsfläche von 3,0 m nachzuweisen. Dabei 
sind solche Grundstücksgrenzen als "seitliche" definiert, welche die in diesem Bebauungsplan 
festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen berühren und orthogonal zu diesen ausgerichtet sind. 
Die Regelungen gemäß § 6 Abs. 4 und 5 BauO NRW kommen diesbezüglich nicht zur Anwen-
dung. 

4 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

4.1 Gemäß § 23 Abs. 3 Satz 3 in Verbindung mit Abs. 2 Satz 3 BauNVO ist im Bereich der Teilfläche 
WA1 des allgemeinen Wohngebiets ein Vortreten von Balkonen vor die festgesetzten Bau-
grenzen zulässig, wenn diese eine Tiefe von 2,0 m und eine Breite von 5,2 m nicht überschreiten. 

4.2 In dem gesamten Wohngebiet ist ein Vortreten von Terrassen vor die festgesetzten Baugrenzen 
bis zu einem Maß von 3,5 m zulässig 

4.3 In der Teilfläche WA1 des allgemeinen Wohngebiets ist ein Vortreten von Bauteilen vor die 
hofseitig festgesetzte Baugrenze im Erdgeschoss zulässig, wenn diese der Einhausung von 
Tiefgarageneinfahrten dienen. 

4.4 In der Teilfläche WA1 des allgemeinen Wohngebiets ist ein Vortreten von Bauteilen, die als 
notwendiges Treppenhaus dienen, vor die straßenseitig festgesetzte Baugrenze zulässig, wenn 
die Übertretung der Baugrenze eine Tiefe von 0,75 m und eine Breite von 3,0 m nicht über-
schreitet. 

5 Flächen für erforderliche Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)  

5.1 Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO sind oberirdische Garagen innerhalb der Teilfläche WA1 des all-
gemeinen Wohngebiets unzulässig. Stellplätze sind ausschließlich in Tiefgaragen zulässig. 

5.2 Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO sind in den übrigen Teilen des Plangebiets Garagen ausschließlich 
innerhalb der zeichnerisch für diese festgesetzten Flächen sowie innerhalb von überbaubaren 
Flächen und in den seitlichen Grenzabständen zulässig. 

5.3 Innerhalb der Teilfläche WA1 des allgemeinen Wohngebiets sind nach Maßgabe der Satzung 
über die Beschaffenheit und Größe von Kinderspielflächen auf Baugrundstücken (Spielplatz-
satzung) der Stadt Neuss vom 19.12.1997 i.d.F. der Satzung zur Anpassung ortsrechtlicher 
Vorschriften an den Euro vom 9.11.2001 Spielflächen für Kleinkinder in einer Größenordnung von 
insgesamt mindestens 160 m2 anzulegen. 

6 Flächen für sonstige Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nrn. 12,14 BauGB)  

Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO sind Nebenanlagen, die als Gebäude gemäß § 2 Abs. 2 
BauO NRW anzusehen sind, ausschließlich innerhalb der festgesetzten überbaubaren Flächen 
und Flächen für Garagen sowie in den seitlichen Grenzabständen zulässig. Die Ausnahmere-
gelung gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO bleibt unberührt. 

7 Mit Geh- und Fahrrechten zu belastenden Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)  

7.1 Für die zeichnerisch entsprechend gekennzeichneten Grundstückszufahrten ist durch Eintragung 
von Fahrrechten zugunsten des unmittelbar benachbarten Grundstücks zu sichern, dass diese 
bei Ein- und Ausfahrvorgängen durch beide Nachbarn befahren werden dürfen. 

7.2 Für die zeichnerisch als Flächen für die Eintragung von Gehrechten gekennzeichneten Wege-
flächen innerhalb der Teilfläche WA1 des allgemeinen Wohngebiets ist durch Eintragung von 
Gehrechten zugunsten der Allgemeinheit zu sichern, dass diese dauerhaft für jedermann be-
gangen werden können. 

  



8 Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)  

8.1 Im Bereich der entsprechend zeichnerisch gekennzeichneten Grünflächen, die Teil der Sport-
flächen am Jahnstadion sind, ist zum Schutz der Umgebung vor Freizeitlärm eine Lärmschutz-
anlage mit einer wirksamen Gesamthöhe von 6,0 bzw. 7,0 m, bezogen auf die Höhenlage des 
Spielfelds von 39,3 m NN, herzustellen und dauerhaft zu erhalten. Die in den einzelnen Ab-
schnitten der Lärmschutzanlage einzuhaltenden Höhen sind in der Bebauungsplanzeichnung 
gekennzeichnet. 

8.2 Innerhalb der Teilfläche WA2 des allgemeinen Wohngebiets sind Wohngebäude so auszuführen, 
dass in den in der Planzeichnung mit den Punkten L 1 bis L 2 markierten Bereichen oberhalb des 
1. Obergeschosses dieser Wohngebäude keine Fenster von dem dauernden Aufenthalt die-
nenden Räumen in Richtung der Sportanlagen am Jahnstadion weisen, soweit diese als Immis-
sionsorte im Sinne der TA Lärm anzusehen wären. Eine Textfassung der TA Lärm wird dauerhaft 
bei der Stadt Neuss, Amt für Stadtplanung, Rathaus, Michaelstraße 50, mit dem Bebauungsplan 
zur Einsicht bereitgehalten. 

8.3 Innerhalb der Teilfläche WA2 des allgemeinen Wohngebiets sind Außenbauteile von zum dau-
ernden Aufenthalt geeigneten Räumen dergestalt auszuführen, dass schalltechnische Nach-
weise zum Schutz gegen Außenlärm gemäß der DIN 4109 in Verbindung mit der VDI-Richtlinie 
2719 entsprechend dem Lärmpegelbereich III gemäß der Tabelle 8 "Anforderungen an die 
Luftschalldämmung von Außenbauteilen" für die in der Planzeichnung gekennzeichneten Fas-
sadenabschnitte zwischen den Punkten L 3 bis L 10 sowie diesen gegenüber zurückgesetzten 
Fassadenabschnitten mit gleicher Ausrichtung geführt werden können. Für Schlaf- und Kinder-
zimmer, deren Fenster ausschließlich in solchen Fassadenabschnitten gelegen sind, sind fens-
terunabhängige schallgedämmte Lüftungen vorzusehen. 

Von der Anwendung der Festsetzung kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn im Ein-
zelfall durch ein vorgelegtes Gutachten eines anerkannten Sachverständigen der Nachweis ge-
führt wird, dass geringere als die festgesetzten Schallschutzmaßnahmen ausreichend sind. Die 
DIN 4109 und die VDI-Richtlinie 2719 werden dauerhaft bei der Stadt Neuss, Amt für Stadtpla-
nung, Rathaus, Michaelstraße 50, mit dem Bebauungsplan zur Einsicht bereitgehalten. 

8.4 Innerhalb der Teilfläche WA2 des allgemeinen Wohngebiets sind Einfriedungen der rückwärtigen 
Grundstücksbereiche (Gartenseite) in Richtung des Konrad-Adenauer-Rings, den Sportanlagen 
am Jahnstadion sowie dem Grundstück der Görres-Schule als Schallschutzwände (z.B. begrü-
nungsfähige Gabionenwände) mit einer Höhe von 2,0 m anzulegen. 

8.5 Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 Zweite Alternative BauGB ist in dem allgemeinen Wohngebiet die Auf-
nahme von Wohnnutzungen erst zulässig, wenn 

− durch eine entsprechende elektroakustische Optimierung der Beschallungsanlagen im Be-
reich der Hockeyfelder am Jahnstadion sowie 

− durch eine Herstellung der Lärmschutzanlage gemäß Ziff. 8.1 der textlichen Festsetzungen 
dieses Bebauungsplans 

gewährleistet ist, dass an den maßgeblichen Immissionsorten der betreffenden Wohngebäude an 
Spieltagen in der sonntäglichen Ruhezeit von 13-15 Uhr im Hinblick auf Geräuschimmissionen, 
die Gegenstand der Regelungen der Achtzehnten Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Sportanlagenlärmschutzverordnung - 18. BImSchV) sind, ein 
Immissionswert von 52 dB(A) eingehalten wird. Der Nachweis über eine schalltechnische Opti-
mierung der Beschallungsanlage der Hockeyfelder gemäß den dazu in dem Durchführungsver-
trag zu diesem Bebauungsplan festgelegten Anforderungen ist durch ein vorgelegtes Gutachten 
eines anerkannten Sachverständigen zu führen. 

Arbeiten zur Herstellung von ansonsten den Bestimmungen dieses Bebauungsplans entspre-
chenden Gebäuden bleiben zulässig. 

9 Grünordnerische Festlegungen  

Unter analoger Anwendung von § 1a Abs. 3 Satz 4 zweite Alternative BauGB werden in Über-
einstimmung mit der Vorhabenträgerin Maßnahmen festgelegt, die in dem zwischen der Stadt 
Neuss und der Vorhabenträgerin abzuschließenden Durchführungsvertrag bindend vereinbart 
werden: 

  



9.1 Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Verkehrsfläche sind mindestens 30 standortgerechte 
Laubbäume, Hochstamm, Stammumfang mindestens 18-20 cm, I. und II. Ordnung, zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. 

9.2 Nicht überbaute Tiefgaragen sind zur intensiven Begrünung mit einer Substratschicht von min-
destens 0,6 m (0,8 m bei Baumstandorten) zzgl. Drainschicht zu überdecken. 

9.3 Im Bereich der zeichnerisch mit der Festsetzung "Hainbuchenreihe" gekennzeichneten Fläche 
sind mindestens 10 Hainbuchen, Stammumfang mindestens 18-20 cm, als Baumreihe zu 
pflanzen. 

9.4 Die Oberflächen von Flachdächern von Wohngebäuden sowie Garagen sind mit einem Anteil von 
mindestens 50 % extensiv zu begrünen. Die Dachbegrünung ist dauerhaft zu erhalten. 

9.5 Die geplante Lärmschutzanlage am Hockeyplatz ist auf der dem Spielfeld abgewandten Seite 
durch Bepflanzung der Wallanlage mit Gehölzen sowie durch Rankgewächse zu begrünen. 

II Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 86 BauO NRW)  

Gemäß § 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) werden folgende 
örtliche Bauvorschriften für das Allgemeine Wohngebiet erlassen: 

− In dem allgemeinen Wohngebiet sind geneigte Dachflächen nur dann zulässig, wenn ihr 
Neigungswinkel ein Maß von 10° nicht übersteigt. 

− In dem allgemeinen Wohngebiet sind Fassaden in Putz und/oder Sichtmauerwerk (Klinker-
optik) auszuführen. Fassadenverschalungen aus Holz, Schiefer oder Metall sind unterge-
ordnet (Fassadenanteil kleiner 50 vom Hundert) zulässig. Fassadenverschalungen aus 
Kunststoff sind ausgeschlossen. 

− Die in der Planzeichnung zeichnerisch gekennzeichneten Vorgärten sind soweit aufzufüllen, 
dass ihre Höhenlage derjenigen der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen entspricht. 
Die Vorgärten sind - mit Ausnahme der Zuwegung zum Haus sowie von Flächen, die als 
Zufahrt zur Garage bzw. als Stellplatz genutzt werden- unversiegelt zu belassen und gärtne-
risch anzulegen. Einfriedungen der Vorgärten sind nur als Rasenkantstein sowie als Hecken 
zulässig. Zäune, Tore und Mauern sind in diesem Bereich nicht zulässig. Sonstige Neben-
anlagen sowie Abgrabungen zur Belichtung von Räumen, die unterhalb des unteren Vollge-
schosses liegen, sind nicht zulässig. 

− Außer den gemäß der textlichen Festsetzung 8.4 anzulegenden Gabionenwänden sind in 
dem allgemeinen Wohngebiet Grundstückseinfriedungen gegenüber den öffentlichen Ver-
kehrsflächen des Konrad-Adenauer-Rings, öffentlichen Grünflächen sowie dem Grundstück 
der Görresschule nicht zulässig. 

− Ortsfeste Terrassenüberdachungen sowie Wintergärten sind innerhalb des Baugebiets nicht 
zulässig. 

− Auf Grundstücken straßenseitig angeordnete Mülltonnenstellplätze sowie gemeinschaftlich 
genutzte Müllsammelplätze sind mit Hecken oder Rankgewächsen einzugrünen. 

III Hinweise  

Baugrundrisiken  

Baugrundrisiken (insbesondere im Hinblick auf Kampfmittel, Überschwemmungen, Grundwas-
ser, Erdbeben, Erdrutsche, Altlasten durch Altstandorte und/oder Altablagerungen, Boden-
denkmäler etc.) sind vorhabenbezogen durch den Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen und zu 
bewerten. 

Kampfmittel  

Sofern bei Bauarbeiten Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort einzustellen 
und es ist der Kampfmittelräumdienst bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 
Düsseldorf, oder die nächstgelegene Polizeidienststelle zu verständigen. 

  



Bodenschutz  

Ausgekofferter Oberboden soll gemäß § 7 des Bundes-Bodenschutzgesetzes i.V.m. § 12 der 
Bundes-Bodenschutzverordnung vorbehaltlich der hierfür erforderlichen wasserrechtlichen Ge-
nehmigung vorrangig auf den Grundstücksflächen bzw. im direkten Umfeld eingebaut werden. 

Bei Erdarbeiten ist bei einem Auftreten von Auffälligkeiten, die auf das Vorhandensein von Alt-
lasten hindeuten können, die Untere Bodenschutzbehörde beim Rhein-Kreis Neuss, Telefon 
(02181) 601-6821, zu verständigen. 

Regenwasserbeseitigung  

Auf die gemäß § 51a des Landeswassergesetzes (LWG) bestehende Verpflichtung zur Versi-
ckerung der auf den privaten Grundstücksflächen anfallenden Niederschlagswässer wird hin-
gewiesen. 

Trinkwasserschutz  

Teile des Plangebiets liegen in der ordnungsbehördlich festgesetzten Wasserschutzzone III A der 
öffentlichen Wassergewinnungsanlage "Broichhof' der Stadtwerke Neuss. 

Lärmschutz  

Das Plangebiet ist durch Sportlärm vorbelastet. 

Bodendenkmalpflege 

Für das Plangebiet muss mit dem Vorhandensein archäologischer Befunde gerechnet werden. 
Vor diesem Hintergrund ist eine Abstimmung von Erdarbeiten für Erschließungsmaßnahmen im 
Plangebiet mit der Bodendenkmalpflege erforderlich. Auf die gesetzlichen Pflichten im Fall des 
Auffindens von Bodendenkmälern gemäß §§15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (DSchG NRW) wird ausdrücklich hingewiesen. 


